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Artikel 89. (1) Die Prüfung der Gültigkeit gehörig kundgemachter Verordnungen, Kundmachungen 
über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages), Gesetze und Staatsverträge steht, soweit 
in den folgenden Absätzen nicht anderes bestimmt ist, den ordentlichen Gerichten nicht zu. 

(2) Hat ein ordentliches Gericht gegen die Anwendung einer Verordnung aus dem Grund der 
Gesetzwidrigkeit, einer Kundmachung über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages) aus 
dem Grund der Gesetzwidrigkeit, eines Gesetzes aus dem Grund der Verfassungswidrigkeit oder eines 
Staatsvertrages aus dem Grund der Rechtswidrigkeit Bedenken, so hat es den Antrag auf Aufhebung 
dieser Rechtsvorschrift beim Verfassungsgerichtshof zu stellen. 

(3) Ist die vom ordentlichen Gericht anzuwendende Rechtsvorschrift bereits außer Kraft getreten, so 
hat der Antrag des ordentlichen Gerichtes an den Verfassungsgerichtshof die Entscheidung zu begehren, 
dass die Rechtsvorschrift gesetzwidrig, verfassungswidrig oder rechtswidrig war. 

(4) Durch Bundesgesetz ist zu bestimmen, welche Wirkungen ein Antrag gemäß Abs. 2 oder 3 für 
das beim ordentlichen Gericht anhängige Verfahren hat. 


